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Im April 2011 

 
 

Mandantenrundschreiben „Gemeinnützige Organisationen“  
zum II. Quartal 2011    
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder 
geplante Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen 
Anlass bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen.  
Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
 
Inhalt 

1. Juristische Personen des öffentlichen Rechts als Unternehmer 

2. Steuerfreiheit des Stipendiums einer gemeinnützigen EU-/EWR-Institution 

3. Kirche kann Arbeitnehmer wegen Mitgliedschaft in anderer Religionsgemeinschaft 
kündigen 

4. Rückwirkende Aberkennung der Gemeinnützigkeit 

5. Auskunftsanspruch gegen Finanzamt zur Vorbereitung einer Konkurrentenklage 

6. Verpflegung bei Seminaren ist nicht steuerfrei 

7. Abberufung des Vorstands einer kirchlichen Stiftung 

8. IHK-Beitragspflicht trotz Gemeinnützigkeit 
 
Mit freundlichen Grüßen 
WEKO 

gez. gez. gez. 
Markus Welte Matthias Koch Susanne Schneider  
Steuerberater Steuerberater Steuerberaterin 
Wirtschaftsprüfer 
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1. Juristische Personen des öffentlichen Rechts als Unternehmer 
Einführung  
Juristische Personen des öffentlichen Rechts (JPdöR) sind nach dem UStG nur im Rahmen ihrer 
Betriebe gewerblicher Art unternehmerisch tätig. Hierzu zählt nicht die Vermögensverwaltung. Der 
BFH hat nun unter Berufung auf den EuGH festgestellt, dass diese Regelung nicht den Vorgaben 
der MwStSystRL entspricht. Demnach kann auch die Vermögensverwaltung (z. B. Vermietung) 
unternehmerisch sein. 

Neue Verwaltungsanweisung  
Die OFD Niedersachsen weist darauf hin, dass derzeit noch geprüft wird, wie die genannte 
Rechtsprechung umzusetzen ist. Die Urteile werden daher noch nicht amtlich veröffentlicht und 
damit allgemein angewendet. Allerdings soll es nicht beanstandet werden, wenn sich JPdöR auf die 
neue Rechtsprechung berufen. 

Konsequenz  
JPdöR müssen prüfen, ob sie von der neuen Rechtsprechung profitieren können. Dies wird 
insbesondere dann der Fall sein, wenn weitere Tätigkeiten in den unternehmerischen Bereich 
einbezogen werden können, die einen hohen Vorsteuerabzug ermöglichen, z. B. aufgrund 
geplanter Investitionen. JPdöR, die hiervon Gebrauch machen wollen, müssen jedoch beachten, 
dass dann ihre gesamten Umsätze nach der geänderten Rechtsprechung beurteilt werden. 
Rosinenpickerei ist daher nicht möglich. 

2. Steuerfreiheit des Stipendiums einer gemeinnützigen EU-/EWR-Institution 

Kernfrage  
Nach den Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes sind Stipendien, die u. a. von 
inländischen gemeinnützigen Organisationen vergeben werden, von der Einkommensteuer beim 
Empfänger befreit (§ 3 Nr. 44 EStG). Fraglich ist, ob die Befreiung auch für von einer 
gemeinnützigen EU-Organisation vergebene Stipendien gilt. 

Sachverhalt  
Eine deutsche Ärztin hatte von einer französischen Stiftung, die in Deutschland weder beschränkt 
noch unbeschränkt steuerpflichtig war, ein Stipendium erhalten. Insoweit begehrte sie die 
Steuerfreiheit der Stipendiumszahlungen nach § 3 Nr. 44 EStG. Das beklagte Finanzamt lehnte 
dies mit Hinweis auf die fehlende inländische Steuerpflicht der französischen Stiftung ab. Die 
Klägerin obsiegte schließlich vor dem Bundesfinanzhof (BFH). 

Entscheidung  
Der BFH folgt der Auffassung der klagenden Ärztin. In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) kann § 3 Nr. 44 EStG nur so ausgelegt werden, dass auch 
Stipendien einer gemeinnützigen EU-Organisation ohne inländische Einkünfte steuerfrei sind. 
Voraussetzung ist der Nachweis, dass die deutschen Gemeinnützigkeitsvoraussetzungen erfüllt 
sind. Anderenfalls kommt es zu einer Ungleichbehandlung, die der Kapitalverkehrsfreiheit 
zuwiderläuft. 

Konsequenz  
Wieder einmal musste ein Steuerpflichtiger bis zum BFH ziehen, ehe die Finanzverwaltung in ihre 
Schranken gewiesen wurde. Ungleichbehandlungen innerhalb Europas werden also spätestens vor 
der Gerichtsbarkeit nicht mehr geduldet. 

3. Kirche kann Arbeitnehmer wegen Mitgliedschaft in anderer Religionsgemeinschaft kündigen 

Rechtslage  
Das deutsche Arbeitsrecht ermöglicht es sogenannten Tendenzbetrieben (das sind insbesondere 
die Kirchen und Religionsgemeinschaften in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber), sich eigene 
Richtlinien zu geben, die für die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer Gesetzescharakter erlangen. 
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Regelmäßig sehen diese Richtlinien (vereinfachte) Kündigungsmöglichkeiten für den Fall vor, dass 
der Arbeitnehmer einer anderen Religionsgemeinschaft angehört bzw. sich illoyal zum Arbeitgeber 
verhält. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hatte nunmehr über die 
Zulässigkeit dieser Privilegien für Tendenzbetriebe zu entscheiden. 

Sachverhalt  
Die Beschwerdeführerin war seit 1997 als Erzieherin in einer evangelischen Kindertagesstätte tätig. 
Nach dem Arbeitsvertrag waren auf das Arbeitsverhältnis die Arbeitsrechtsregelungen für 
Mitarbeiter der evangelischen Landeskirche anwendbar. Diese enthalten auch eine Bestimmung, 
wonach die Mitarbeiter zur Loyalität gegenüber der evangelischen Kirche verpflichtet sind und ihnen 
eine Mitgliedschaft oder Mitarbeit in Organisationen untersagt ist, deren Grundauffassung oder 
Tätigkeit im Widerspruch zum Auftrag der Kirche stehen. 1998 wurde der Arbeitgeber anonym über 
die Mitgliedschaft der Beschwerdeführerin in einer anderen Religionsgemeinschaft, der 
"Universalen Kirche/Bruderschaft der Menschheit" informiert sowie darüber, dass die 
Arbeitnehmerin für diese Gemeinschaft Einführungskurse in deren Lehre anbot. Nach Befragung 
kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis fristlos. Nach erfolgloser Klage vor den deutschen 
Arbeitsgerichten, rief die Arbeitnehmerin den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte an und 
unterlag auch dort. 

Entscheidung  
Die Arbeitnehmerin sei nicht in ihrer Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit verletzt. Die 
arbeitsrechtlichen Regelungen, die in Deutschland Tendenzbetriebe privilegieren, indem sie ihnen 
insbesondere Kündigungen erleichtern, seien mit Gemeinschaftsrecht vereinbar. Dies jedenfalls 
dann, wenn die staatlichen Kontrollmechanismen einen ausreichenden Schutz gewährten und die 
nationalen Arbeitsgerichte alle Aspekte des Falls gewürdigt hätten. Im konkreten Fall komme die 
Kündigung einer notwendigen Maßnahme gleich, um die Glaubwürdigkeit der Kirche zu wahren. 

Konsequenz  
Mit der Entscheidung sind die arbeitsrechtlichen Grundsätze in Deutschland, die Tendenzbetriebe 
schützen, im Kern bestätigt worden; jedenfalls so lange die Rechtsfolgen im Einzelfall angemessen 
bleiben. 

4. Rückwirkende Aberkennung der Gemeinnützigkeit 
Kernproblem 
Wird den gemeinnützigkeitsrechtlichen Anforderungen nicht Genüge getan, droht die Aberkennung 
der Gemeinnützigkeit; regelmäßig aber nur für den Zeitraum des Verstoßes. Allein bei einem 
Verstoß gegen die satzungsmäßige Vermögensbindung werden die letzten 10 Jahre nachversteuert 
(§ 61 Abs. 3 AO). Fraglich ist, ob auch andere schwerwiegende Verstöße die Anwendung der 10-
jährigen Rückwirkung auslösen können. 

Sachverhalt 
Die Anteile an einer gemeinnützigen GmbH (gGmbH) wurden an eine andere gGmbH veräußert. 
Der notariell vereinbarte Kaufpreis wurde entrichtet. Darüber hinaus sah es das Finanzamt als 
erwiesen an, dass der tatsächliche höhere Kaufpreis über einen zu hoch dotierten 
Anstellungsvertrag sowie eine üppige Abfindungsregelung zur Auflösung desselben geflossen ist. 

Entscheidung 
Der BFH teilt die Auffassung des Finanzamts. So darf ein Gesellschafter maximal seine 
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert seiner geleisteten Sacheinlage zurückerhalten. 
Im vorliegenden Fall sei dieses Gebot durch die gewählte Konstruktion umgangen worden. Die 
erworbene gGmbH hat den Kaufpreis verdeckt an die erwerbende gGmbH ausgeschüttet. Diese 
Ausschüttung ist aber nicht von § 58 Nr. 2 AO gedeckt. Danach wird die Steuerbegünstigung nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass eine Körperschaft ihre Mittel teilweise einer anderen, ebenfalls 
steuerbegünstigten Körperschaft zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken zuwendet. 
Aufgrund der Zahlung an die steuerpflichtigen Ursprungsgesellschafter wurden die Mittel nicht zu 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet. 
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Konsequenzen 
Im vorliegenden Fall ist die satzungsmäßige Vermögensbindung nicht verändert worden. 
Gleichwohl wurde diese über den gewählten Zahlungsweg ad absurdum geführt. Die gGmbH hat 
dadurch ihren aus der gemeinnützigen Tätigkeit erzielten Gewinn überwiegend verdeckt an ihre 
Ursprungsgesellschafter ausgeschüttet. Damit liegt eine so gewichtige Abkehr von 
gemeinnützigkeitsrechtlichen Grundsätzen vor, dass eine Anwendung der 10-jährigen 
rückwirkenden Aberkennung der Gemeinnützigkeit vom BFH als zulässig erachtet wird. Diesem ist 
im Ergebnis zuzustimmen. 

5. Auskunftsanspruch gegen Finanzamt zur Vorbereitung einer Konkurrentenklage 

Kernproblem 
Auch gemeinnützige Organisationen können z. B. beim Krankentransport oder den Pflegebereichen 
im Wettbewerb mit gewerblichen Anbietern stehen. In diesen Fällen kann es ein entscheidender 
Wettbewerbsvorteil sein, wenn man seine Leistungen zum ermäßigten statt zum vollen Steuersatz 
anbieten kann. Die gewerblichen Anbieter können die Richtigkeit bzw. Fehlerhaftigkeit des 
ermäßigten Umsatzsteuersatzes der gemeinnützigen Organisation durch eine Konkurrentenklage 
überprüfen lassen. Hierzu ist das Wissen über den angewendeten Umsatzsteuersatz der 
gemeinnützigen Organisation notwendig. 

Sachverhalt 
Das klagende Unternehmen betreibt den gewerblichen Transport von Blutkonserven, Blutproben u. 
ä. Nach klägerischer Ansicht würde ein gemeinnütziger Verein vergleichbare Leistungen lediglich 
mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz in Rechnung stellen. Hierin sah die Klägerin eine 
Wettbewerbsverzerrung und verlangte vom beklagten Finanzamt Auskunft über die Besteuerung 
der Vereins-Umsätze zur Vorbereitung einer Konkurrentenklage. Das Finanzamt lehnte dies unter 
Verweis auf das Steuergeheimnis ab. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster bejaht den Auskunftsanspruch unter 2 Voraussetzungen, die vom 
Anfragenden glaubhaft darzulegen sind (und im vorliegenden Fall auch dargelegt werden konnten): 
Zum einen, dass er durch eine aufgrund von Tatsachen zu vermutende oder zumindest nicht mit 
hinreichender Sicherheit auszuschließende unzutreffende Besteuerung eines Konkurrenten konkret 
belegbare Wettbewerbsnachteile erleidet. Zum anderen, dass er gegen die Steuerbehörde mit 
Aussicht auf Erfolg eine Konkurrentenklage erheben kann. 

Konsequenzen 
Die Entscheidung des Finanzgerichts Münsters steht im Einklang mit der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in Sachen Konkurrentenklage. Durch steuerliche 
Begünstigungen soll bzw. darf der Wettbewerb nicht beeinträchtigt werden. Über die zugelassene 
Revision wird voraussichtlich das letzte Wort beim Bundesfinanzhof (BFH) liegen. 

6. Verpflegung bei Seminaren ist nicht steuerfrei 
Kernfrage 
Fortbildungsveranstaltungen sind steuerfrei, sofern sie von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, Volkshochschulen oder Einrichtungen, die 
gemeinnützigen Zwecken oder dem Zweck eines Berufsverbandes dienen, durchgeführt werden. 
Dies gilt allerdings nur, wenn die Einnahmen aus den Seminaren zur Deckung der Kosten 
verwendet werden. In der Praxis ist es üblich, die Seminarteilnehmer während des Seminars auch 
zu verpflegen. Fraglich ist, ob die Verpflegung ebenfalls steuerbefreit ist. 

Sachverhalt 
Ein Berufsverband rechnete Fortbildungsveranstaltungen ab und stellte hierfür Umsatzsteuer in 
Rechnung. Der Preis für die Seminare umfasste die Seminarunterlagen sowie die Verpflegung. Das 
Finanzamt sah hingegen die Leistung des Berufsverbandes als steuerfrei an. Es versagte daher 
insoweit den Vorsteuerabzug. Die Umsatzsteuer schuldete der Berufsverband aber weiterhin, da er 
diesen, nach Ansicht des Finanzamtes, zu Unrecht in den Rechnungen ausgewiesen hatte. Der 
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Berufsverband klagte hiergegen und unterlag vor dem Finanzgericht. Der Bundesfinanzhof (BFH) 
verwies die Sache an die Unterinstanz zurück. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des BFH ist die Fortbildungsveranstaltung steuerfrei. Demnach ist es unerheblich, 
dass der Berufsverband Leistungen im Wettbewerb mit anderen Seminaranbietern erbringt, sofern 
die angebotenen Seminare den Kernbereich der Tätigkeit des Berufsverbandes betreffen. Ebenso 
reicht es für die Inanspruchnahme der Steuerbefreiung aus, wenn die Einnahmen aus den 
Seminaren mindestens zur Hälfte die entstehenden Kosten decken. Die Verpflegung ist allerdings 
nur dann als Nebenleistung zur Fortbildung steuerbefreit, wenn sie unerlässlich ist. Dies sieht der 
BFH nur ausnahmsweise als gegeben an, z. B. bei der Verpflegung mit kalten oder kleinen 
Gerichten im Seminarraum bei Ganztagesseminaren. 

Konsequenzen 
Hinsichtlich der Steuerbefreiung für Fortbildungsveranstaltungen sind die Ausführungen des BFH 
zu den hierfür notwendigen Voraussetzungen zu beachten. Sofern die Verpflegung nicht 
unerlässlich für die Seminarteilnahme ist, wird zukünftig bei der Abrechnung von Seminaren 
zwischen dem steuerfreien Entgelt für die eigentliche Seminarleistung und dem steuerpflichtigen 
Entgelt für die Verpflegung zu trennen sein. Die Seminaranbieter können von dem Urteil profitieren, 
da es den Vorsteuerabzug aus den Verpflegungsleistungen eröffnet und überdies die Möglichkeit 
besteht, die Umsatzsteuer auf die Seminarteilnehmer abzuwälzen, soweit diese zum 
Vorsteuerabzug berechtigt sind. 

7. Abberufung des Vorstands einer kirchlichen Stiftung 

Kernaussage 
Auch eine kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts kann der Kirche zuzuordnen sein, mit der 
Folge, dass Ordnung und Verwaltung der Stiftung durch die Kirche deren grundgesetzlich 
geschütztem Selbstbestimmungsrecht unterfallen und vor staatlicher Einflussnahme geschützt sind. 
Dies entschied jetzt das Oberverwaltungsgericht Lüneburg in einem Eilverfahren, in dem sich der 
Vorstand einer kirchlichen Stiftung gegen die Verfügung seiner Abberufung und der Beendigung 
seines Anstellungsverhältnisses gewehrt hatte. 

Sachverhalt 
Der Antragsteller war seit 2001 alleiniger hauptamtlicher Vorstand der kirchlichen Stiftung Johannes 
A Lasco Bibliothek, einer wissenschaftlichen Fachbibliothek und Forschungsstätte für den 
reformierten Protestantismus und die Konfessionsgeschichte der frühen Neuzeit. Der Antragsteller 
hatte mit verschiedenen Banken Verträge über die Verwaltung des Stiftungskapitals geschlossen, 
nach denen bis zu 80 % des Kapitals in Aktien angelegt werden durfte. Dies führte in der Folgezeit 
zu einer kontinuierlichen erheblichen Verminderung des Grundstocks des Stiftungskapitals, 
weswegen die Bibliothek zeitweise schließen musste. Daraufhin verfügte die Evangelisch-
reformierte Kirche als Stiftungsaufsicht die Abberufung des Antragstellers als Vorstand und 
beendete sein Anstellungsverhältnis. Nach Ablehnung des dagegen gerichteten 
Rechtsschutzgesuchs durch die kirchlichen Gerichte hielt das Verwaltungsgericht Oldenburg eine 
Rechtsschutzgewährung zwar generell für möglich, beschränkte diese aber auf eine reine 
Wirksamkeitskontrolle und lehnte den Antrag mangels Verstoßes gegen die Grundprinzipien der 
deutschen Rechtsordnung ab. 

Entscheidung 
Auch die Beschwerde vor dem Oberverwaltungsgericht Lüneburg blieb erfolglos. Die 
angefochtenen Verfügungen der Kirche stellen keine staatlichen Gewaltakte dar, sondern 
Maßnahmen innerkirchlichen Rechts und unterliegen damit nicht der Kontrolle durch die staatlichen 
Gerichte. Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet nach dem kirchenrechtlichen 
Regelungssystem des Grundgesetzes ihre Angelegenheiten innerhalb dessen Schranken 
selbstständig (Art. 140 GG, Art. 137 WRV). Die Kirchen sind mit dem Recht der Selbstbestimmung 
ausgestattete anerkannte Institutionen, die ihre Gewalt nicht vom Staat herleiten. Deshalb bleibt es 
dem Staat verwehrt, in die inneren Angelegenheiten der Kirchen einzugreifen. 
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Konsequenz 
Stiftungsrechtliche Aufsichtsmaßnahmen sind Bestandteile der den Kirchen durch die Verfassung 
garantierten Selbstbestimmung und damit der Jurisdiktionsgewalt des Staates entzogen. 

8. IHK-Beitragspflicht trotz Gemeinnützigkeit 
Kernaussage 
Handelsgesellschaften, die außer ihrer gemeinnützigen Tätigkeit auch einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb führen und insoweit gewerbesteuerpflichtig sind, sind kraft Gesetzes Mitglieder 
der Industrie- und Handelskammer (IHK) und damit beitragspflichtig. 

Sachverhalt 
Die cusanus trägergesellschaft trier mbh (ctt) hatte gegen die Erhebung von Kammerbeiträgen 
durch die IHK Trier geklagt und sich darauf berufen, als gemeinnützige Körperschaft nicht Mitglied 
der IHK zu sein. Die beklagte IHK stützte die Beitragserhebung darauf, dass die Klägerin 
ausweislich der dafür verbindlichen Mitteilung des Finanzamtes trotz bestehender Gemeinnützigkeit 
auch gewerbesteuerpflichtig sei. Das Trierer Verwaltungsgericht folgte der Auffassung der IHK und 
wies die Klage ab. 

Entscheidung 
Die zur Gewerbesteuer veranlagte Klägerin ist nach Ansicht des Verwaltungsgerichts kraft 
Gesetzes Mitglied der IHK. Zwar sehen die Bestimmungen im Gewerbesteuergesetz eine Befreiung 
von der Gewerbesteuer für gemeinnützige Körperschaften vor. Die Steuerfreiheit gilt jedoch 
insoweit nicht, als auch ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb geführt wird; dies war bei der Klägerin 
der Fall. Maßgebend und für die beklagte IHK bindend, seien insoweit die Feststellungen des 
Finanzamtes zur Gewerbesteuerpflicht der Klägerin für die Unterhaltung des wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebes. 

Konsequenz 
Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig; die Beteiligten können zurzeit noch die Zulassung der 
Revision durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen. Ob das Urteil also 
überprüft wird, bleibt abzuwarten. 

 


